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Berlin, den 7. Juni 1957 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundesikanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
178. Sitzung am 7. Juni 1957 besdilassen hat, dem vom Deutschen 
Bundestag am 24. Mai 1957 veralbschledeten 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung kosten- 
reciitliciier Vorschriften 
-- Drucksachen 3378, 2545 - 

gemäß Artikel 84 Abs. 1 und Artikel 108 Abs. 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner folgende Entschließung gefaßt: 

„Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, durch eine Ände- 
rung der Armenrechtsvorschriften der Zivilprozeßordnung sicher- 
zustellen, daß bei der Bewilligung des Armenrechts der armen 
Partei die Leistung eines Beitrages zu den Prozeßkosten (durch 
einmalige Zahlung oder durch Ratenzahlung) aufgegeben werden 
kann. Die Erfahrung zeigt, daß das Armenrecht der armen Partei 
häufig in vollem Umfange bewilligt wird, obwohl sie nach ihren 
Einkommens- und Vermöge ns Verhältnissen und nach ihrer 
Lebenshaltung zur Leistung eines Kostenbeitrages (durch ein- 
malige Zahlung oder durch Raten) durohaus in der Lage wäre. 
Von der Möglichkeit, das Bruchteilsarmenrecht zu bewilligen, 
macht die Praxis erfahrungsgemäß keinen 'Gebrauch. Eine gesetz- 
liche Regelung ist daher dringend erwünscht. Die beabsichtigte 
Regelung würde nicht nur dazu beitragen, den Aufwand der 
Justizhaushalte erheblich zu vermindern, sondern würde auch 
einer übertriebenen Inanspruchnahme der Gerichte Vorbeugen.“ 

gez. Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Berlin, den 7. Juni 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Mai 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr, Sieveking 



